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Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 

zum Tagesordnungspunkt

„Gibt es neue Erkenntnisse zu den Hintergründen und Motiven der 

Brandstiftung in einem Solinger Wohnhaus im März 2024?“

Antrag der Fraktion der SPD vom 05.05.2025

Mit Schreiben vom 09.05.2025 hat das Ministerium der Justiz folgenden 

Beitrag zur Verfügung gestellt:

„Der Leitende Oberstaatsanwalt in Wuppertal hat dem Ministerium der 

Justiz am 7. Mai 2025 im Wesentlichen Folgendes berichtet:

/.

1. In der Hauptverhandlung vordem Landgericht - Schwur­
gericht - Wuppertal beantragte Frau Rechtsanwältin [...] 
als Vertreterin der geschädigten Familie aus dem zweiten 
Obergeschoss des Brandhauses, die als Nebenkläger am 
Verfahren teilnehmen, die Einsichtnahme in die bei der 
Durchsuchung der Wohnanschrift des Angeklagten asser- 
vierten elektronischen Endgeräte. Diese waren aus den Bil­
dern, die bei der Durchsuchung gefertigt worden waren, er­
sichtlich. Bei der sodann erfolgten Auswertung dieser As­
servate konnten auf einer Festplatte Marke Toshiba, die mit 
dem Schriftzug ,,J[...]“ [dem Vornamen der Lebensgefährtin 
des Angeklagten] und drei Flamingos beklebt war, zunächst 
166 vormals gelöschte Dateien durch entsprechende Wie­
derherstellungssoftware sichtbar gemacht werden. Die Da­
teien enthielten sogenannte Meme-Bilder, deren enthaltene 
Texte zum Teil sowohl Wortspiele mit Bezug zu Adolf Hitler 
und Gegebenheiten aus dem „Dritten Reich“ als auch die 
Opfer des Holocaust verunglimpfende Texte aufwiesen.
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Die als Zeugin gehörte Lebensgefährtin des Angeklagten 
hatte bereits in ihrer Zeugenaussage, die vor Bekanntwer­
den des vorgenannten Ermittlungsergebnisses in der 
Hauptverhandlung vom 5. März 2025 stattfand, ausgesagt, 
dass diese Festplatte die ihrige sei. In der weiteren, nach 
der Einführung der gefundenen Bilder stattfindenden Ver­
nehmung in der Hauptverhandlung vom 14. März 2025 be­
stätigte sie nochmals, dass es sich um ihre Festplatte han­
dele, und gab dazu ergänzend an, die Festplatte etwa im 
Jahr 2015 gekauft und zu einigen Partys als Playlist mitge­
nommen zu haben. Die Festplatte sei einige Zeit auch ver­
gessen und verschwunden gewesen. Konfrontiert mit den 
gespeichert gewesenen Bildern gab sie an, diese nicht zu 
kennen. Die bei der Auswertung ebenfalls wiederhergestell­
ten Dateinamen deuten zu Teilen auf eine Speicherung 
durch das Chat-Programm WhatsApp hin. Ein entsprechen­
der Zusammenhang zu einem bestimmten Chat oder ande­
ren Kontext kann nicht hergestellt werden. Die Jahreszahlen 
der Speicherung indizieren die Jahre 2014 bis 2017. Nach 
dem Erkenntnisstand waren die Zeugin [...] und der Ange­
klagte erst etwa seit dem Jahr 2019 liiert und lebten seit 
2022 in der Wohnung [...] in Solingen gemeinsam.

Der mit der Auswertung betraute Polizeibeamte bekundete 
in seiner Aussage in der Hauptverhandlung vom 10. März 
2025, dass die sogenannte S-ID (Kennung des genutzten 
Systems) der Dateien mit der S-ID von Dateien 
übereinstimme, die der Lebensgefährtin des Angeklagten 
zuzurechnen seien. Die Dateien seien daher von 
demselben Computersystem gespeichert worden. Auf der 
Festplatte befanden sich aber auch Dateien, die dem 
Angeklagten zuzurechnen waren, wie ein Lebenslauf aus 
dem Jahr 2023 und Kontoauszüge aus dem Jahr 2022. In 
einem vorläufigen schriftlichen IT-Gutachten zu der 
Toshiba-Festplatte vom 16. April 2025 konnte als 
Zwischenergebnis festgestellt werden, dass sich die 
fraglichen Bilder in derzeit vom 2. bis 9. April 2017 darauf 
befunden hatten und einer Verzeichnisstruktur eines 
gesicherten Mobiltelefons entstammen. Dieses sei einer
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Person zuzurechnen, die nicht mit dem Angeklagten oder 
dessen Lebensgefährtin identisch sei.

Der zur Bewertung der aufgefundenen Dateien gehörte 
Zeuge vom polizeilichen Staatsschutz gab an, dass es sich 
um Bilder handele, die ihm aus einer Vielzahl von Fällen be­
kannt seien und die vielfach in WhatsApp-Gruppen, auch 
unter Pubertierenden, als vermeintlich lustig Verbreitung 
fänden.

Anträge der Nebenklagevertreterin, die belegen sollten, 
dass die Festplatte dem Angeklagten zuzuordnen sei und 
dass sich aus zurückliegenden nachbarschaftlichen Streitig­
keiten eine fremdenfeindliche Gesinnung des Angeklagten 
ergebe, wurden durch das Gericht mit Beschluss vom 20. 
März 2025 abgelehnt. Das Gericht führte darin aus, die Be­
weisanträge seien nicht geeignet, die zu treffende Entschei­
dung in irgendeiner Weise zu beeinflussen, da aus diesen 
auch dann keine relevanten Schlüsse zu ziehen seien, 
wenn sie erwiesen wären.

2. Einer Beweisanregung eines anderen Nebenklagevertre­
ters, die Person des Angeklagten durch den polizeilichen 
Staatsschutz überprüfen zu lassen, kam das Gericht nach. 
Der damit betraute Zeuge vom polizeilichen Staatsschutz 
gab an, er habe keinen Bezug des Angeklagten zum rech­
ten Spektrum feststellen können. Bei den festgestellten 
elektronischen Verknüpfungen zu dessen Lebensgefährtin 
konnten bei ihr deutliche Bezüge zu linksorientierten Par­
teien und das Teilen von Positionen des Bündnisses Sahra 
Wagenknecht festgestellt werden. Nach der Einschätzung 
des Zeugen sei ein partnerschaftliches Zusammenleben 
von einer Person, die ein rechtsextremes Weltbild habe mit 
einer dem linken Spektrum zuzurechnenden Person als un­
wahrscheinlich einzustufen. Zudem wurden acht Bilder aus 
der Wohnung in zweiten Obergeschoss des Hauses [...] in 
Solingen, die Bücher u.a. aus dem „Dritten Reich" zeigten 
(u.a. Hitlers Mein Kampf, Bücher von Karin und Hermann 
Göring, eine Schallplatte der „Reichstagsrede"), in Augen-



Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

schein genommen. Diese Bilder entstanden augenschein­
lich im Rahmen der Durchsuchung am 8. und 9. April 2024 
in der Wohnung im 2. Obergeschoss, die nach dem Er­
kenntnisstand dem Vater des Angeklagten zuzurechnen ist. 
Der Vater war bei der Durchsuchung des Objektes anwe­
send und gestattete damals auch den Zutritt zu der benann­
ten Wohnung im zweiten Obergeschoss, zu der er die 
Schlüsselgewalt hatte und die Schlüssel aushändigte. Der 
gegen den Angeklagten gerichtete Durchsuchungsbe­
schluss bezog sich nur auf dessen Wohnräume nebst Ne­
bengelassen.

Eine Zeugin, die seinerzeit beim Staatsschutz in Wuppertal 
tätig war, bekundete, dass sie nicht bei der Durchsuchung 
anwesend gewesen sei. Sie habe die Bilder von einem 
durchsuchenden Beamten zugesandt bekommen, um diese 
hinsichtlich einer Strafbarkeit zu bewerten. Sie habe die In­
formation erhalten, dass die Bücher in der Wohnung, die 
dem Vater des Angeklagten zuzurechnen sei, gefunden 
wurden. Ein Ermittlungsverfahren sei nicht eingeleitet wor­
den, da der Besitz dieser Werke nicht strafbar sei. Die Zeu­
gin habe zudem zeitnah eine Überprüfung der Personen 
des Angeklagten und seines Vaters unter staatsschutz­
rechtlichen Aspekten durchgeführt und bei beiden Personen 
keinen Bezug zu einer rechten Szene oder einer rechtsext­
remen Zugehörigkeit finden können. Diese Information habe 
sie sodann der Mordkommission zukommen lassen.

Anhaltspunkte, dass die Wohnung im zweiten Oberge­
schoss auch dem Angeklagten zuzurechnen wäre, konnten 
unverändert nicht gewonnen werden.

3. Die Nebenklagevertreterin [...] wies in der Hauptverhand­
lung vom 4. April 2025 unter anderem auf ein Bild der 
Durchsuchung der zum Wohnobjekt gehörenden Garage 
hin, das an der Wand einen Zettel zeigte, der den Text eines 
sogenannten „Liedes eines Asylsuchenden“ enthalte. Die 
vorläufige Auswertung hierzu vom 14. April 2025 ergab, 
dass sich dieser Zettel in einer Garage befand, in welcher 
auch Bierdeckel, Flyer und Plakate der Partei „Die Partei“,
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einer dem linken Rand des deutschen Parteienspektrums 
zuzurechnenden Partei, lagen und hingen. Der Text des 
Zettels konnte einem Flugblatt zugeordnet werden, welches 
Gegenstand eines Urteils des OLG Köln vom 30. August 
1994 war (OLG Köln Ss 252/94 -113-). Eine Zuordnung die­
ses Textes zu dem Angeklagten ist nicht möglich.

4. Die Polizei wertet derzeit andauernd noch die Internetak­
tivitäten des Angeklagten aus dem Zeitraum der letzten 
zehn Jahre aus. Bislang konnten relevante Aktivitäten nicht 
erkannt werden.

5. Nach dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse kann we­
der aus der Tat noch aus der Person des Angeklagten der 
Schluss auf ein rechtsextremes Motiv des Angeklagten ge­
zogen werden.

II.

Mit Schreiben vom 4. April 2025 erstattete Rechtsanwältin 
[...] als Prozessvertreterin zweier Nebenkläger Strafanzeige 
gegen den Polizeipräsidenten in Wuppertal und mehrere 
Polizeibeamte des Polizeipräsidiums Wuppertal. Darin er­
hob sie den Vorwurf, die angezeigten Beamten hätten im 
Rahmen der Ermittlungen gegen den Angeklagten die Licht­
bilder der in der Wohnung im zweiten Obergeschoss des 
durchsuchten Mehrfamilienhauses vorgefundenen Bücher 
und anderer Gegenstände aus der Zeit des Nationalsozia­
lismus vorsätzlich nicht zur Akte genommen, weil sie ein po­
litisches Motiv offensichtlich „um jeden Preis“ hätten aus­
schließen wollen. Weiter warf sie den angezeigten Polizei­
beamten vor, diese hätten aus demselben Grund den an der 
Wand in der Garage befestigten Zettel mit einem fremden­
feindlichen Gedicht entweder nicht als Beweismittel gesi­
chert bzw. fotografisch dokumentiert oder aber etwaige 
Lichtbilder dieses Zettels nicht zur Akte genommen. Straf­
rechtliche Vorwürfe im Zusammenhang mit einer unterblie­
benen Auswertung von Festplatten und Datenträgern waren 
nicht Gegenstand der Strafanzeige.
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Die Strafanzeige wurde hier unter dem Aktenzeichen 50 Js 
[...] erfasst. Der hiesige Dezernent lehnte nach Auswertung 
der elektronischen Zweitakte des Verfahrens 45 Js [...] und 
eines Vermerks des Sitzungsvertreters der Staatsanwalt­
schaft über die in der Hauptverhandlung hinsichtlich des 
Tatmotivs gewonnenen Erkenntnisse mit Verfügung vom 9. 
April 2025 die Aufnahme von Ermittlungen gemäß §152 
Abs. 2 StPO ab, weil dem Vorbringen der Anzeigeerstatterin 
und den ausgewerteten Unterlagen zureichende tatsächli­
che Anhaltspunkte für das Vorliegen verfolgbarer Straftaten 
nicht zu entnehmen waren.

Hinsichtlich der nicht zur Akte genommenen Lichtbilder von 
Büchern und anderen Gegenständen aus der Zeit des Nati­
onalsozialismus wurde der Sachverhalt unter den rechtli­
chen Gesichtspunkten der versuchten Strafvereitelung im 
Amt (§§ 258, 258a, 22, 23 StGB), der Urkundenunterdrü­
ckung (§ 274 StGB) und des Verwahrungsbruchs (§ 133 
StGB) geprüft. Dabei kam eine Strafbarkeit wegen Urkun­
denunterdrückung von vornherein nicht in Betracht, weil die 
hierfür erforderliche Absicht, einem anderen Nachteil zuzu­
fügen, nicht durch die Vereitelung des staatlichen Strafan­
spruchs begründet werden kann, da insoweit kein „anderer“ 
benachteiligt wird (zu vgl. BGH, Beschluss vom 15.07.2010, 
4 StR 164/10, juris). Im Übrigen bestand kein Anfangsver­
dacht, weil es jedenfalls an belastbaren Anhaltspunkten da­
für fehlte, dass die angezeigten Beamten - soweit sie über­
haupt an dem in Rede stehenden Vorgang beteiligt waren - 
die Lichtbilder mit dem Vorsatz nicht zur Akte nahmen, den 
staatlichen Strafanspruch zu vereiteln oder die Lichtbilder 
der dienstlichen Verfügung zu entziehen. Da die auf den 
Lichtbildern abgebildeten Bücher in einer Wohnung aufge­
funden worden waren, die nach den Feststellungen am 
Durchsuchungstag nicht dem Angeklagten zurechnet wer­
den konnte, lag vielmehr die Annahme nahe, dass die Be­
amten die Bücher nicht dem Angeklagten zugeordnet und 
deshalb als nicht beweisrelevant eingestuft hatten. Gegen 
einen Vorsatz der Beamten im Sinne von §§ 258, 258a 
StGB und §133 StGB sprach überdies, dass sie die in Rede 
stehenden Lichtbilder anschließend dem polizeilichen
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Staatsschutz zur rechtlichen Bewertung übersandt und eine 
staatsschutzrechtliche Überprüfung des Angeklagten ver­
anlasst hatten.

Hinsichtlich des an einer Wand der Garage befestigten Zet­
tels mit einem fremdenfeindlichen Gedicht lagen keine An­
haltspunkte dafür vor, dass der Zettel oder Lichtbilder des 
Zettels als Beweismittel gesichert, aber nicht zur Akte ge­
nommen wurden. Den Beamten hätte deshalb allenfalls vor­
geworfen werden können, die Sicherung dieses Beweismit­
tels unterlassen zu haben. Hinsichtlich einer vor diesem 
Hintergrund allein in Betracht kommenden versuchten 
Strafvereitelung im Amt fehlte es indes an Anhaltspunkten 
dafür, dass die Polizeibeamten mit dem Vorsatz handelten, 
den staatlichen Strafanspruch zu vereiteln. Dem Bericht 
über die in der Garage durchgeführte Spurensicherung war 
zu entnehmen, dass in der Garage zahlreiche Behältnisse 
und sonstige Gegenstände in unübersichtlicher Weise gela­
gert waren und dass die dort durchgeführte Spurensiche­
rung vorrangig das Ziel des Auffindens von Tatmitteln ver­
folgte, insbesondere von Substanzen, die als Brandbe­
schleuniger gedient haben können. Angesichts dieser Ziel­
richtung der Maßnahme lag die Annahme nahe, dass die mit 
der Spurensicherung befasst gewesenen Beamten den Zet­
tel mit dem Gedicht schlicht übersahen, weil ihre Aufmerk­
samkeit in erster Linie potentiellen Tatmitteln galt. Anhalts­
punkte für eine bewusste Nichterfassung des Zettels als Be­
weismittel lagen demgegenüber nicht vor.

Die Ablehnung der Aufnahme von Ermittlungen und die hier­
fürmaßgeblichen Gründe wurden der Anzeigeerstatterin mit 
Bescheid vom 9. April 2025 bekannt gegeben. Gegen die­
sen Bescheid legte sie mit Schreiben vom 21. April 2025 
Beschwerde ein und kündigte an, die Beschwerde gegen­
über der Generalstaatsanwaltschaft begründen zu wollen. 
Mit Blick auf die gemäß Nr. 105 RiStBV in jedem Fall durch 
den hiesigen Dezernenten vorzunehmende Abhilfeprüfung 
wurde gegenüber der Anzeigeerstatterin mit Schreiben vom
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7. Mai 2025 angeregt, die angekündigte Beschwerdebe­
gründung bei der hiesigen Behörde anzubringen. Hierfür 
wurde ihr eine Frist bis zum 4. Juni 2025 gesetzt.

III.

Mit E-Mail vom 25. April 2025 übersandte der Leiter der Di­
rektion Kriminalität des Polizeipräsidiums Hagen, das für Er­
mittlungen gegen Bedienstete des Polizeipräsidiums Wup­
pertal zuständig ist, der hiesigen Behörde einen als „VS - 
Nur für den Dienstgebrauch“ klassifizierten Vorgang des Po­
lizeipräsidiums Wuppertal mit der Bitte um strafrechtliche 
Bewertung der in dem Vorgang vorgenommenen hand­
schriftlichen Änderungen. Weiterhin bat er um Prüfung, ob 
die Unterlagen dem Landgericht Wuppertal zur Berücksich­
tigung in der Hauptverhandlung gegen den Angeklagten 
übersandt werden sollen. Zur Prüfung des Sachverhalts 
wurde hier der Vorgang 50 AR [...] angelegt.

Gegenstand des zur Prüfung übersandten Vorgangs ist die 
im April 2024 im Nachgang zu der Durchsuchung bei dem 
Angeklagten durchgeführte polizeiliche Überprüfung des 
Angeklagten und seines Vaters unter dem Gesichtspunkt 
des Staatsschutzes. Der polizeiliche Vorgang enthält u.a. 
für jede betroffene Person ein als „Checkliste“ überschrie­
benes Dokument, das im Wesentlichen aus einer stichpunk­
tartigen Dokumentation der durchgeführten Überprüfungen 
und einer ausformulierten Zusammenfassung des Prü­
fungsergebnisses einschließlich der Bewertung der Gefah­
renlage besteht.

Die den Angeklagten betreffende, maschinenschriftlich ab­
gefasste Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses ent­
hält an zwei Stellen handschriftlich eingefügte Streichungen 
und Zusätze, die die Aussage des Textes ändern. So wird 
im ursprünglichen Text sinngemäß ausgeführt, die bei der 
Durchsuchung aufgefundenen NS-Devotionalien hätten 
dem Angeklagten und dessen Vater zugeordnet werden 
können und es könne von einer tiefen inneren Verbunden-
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heit, möglicherweise auch einer Identifikation des Angeklag­
ten mit dem rechten Gedankengut, ausgegangen werden. 
Durch die handschriftlichen Zusätze erhält der Text hinge­
gen die Aussage, die aufgefundenen Devotionalien könnten 
allein dem Vater des Angeklagten zugeordnet werden und 
hinsichtlich des Angeklagten lägen keine Hinweise auf eine 
innere Verbundenheit mit rechtem Gedankengut vor.

Auf die „Checkliste“ folgt in dem Vorgang ein „Beobach- 
tungs- und Feststellungsbericht“, dessen Wortlaut dem ma­
schinenschriftlichen Text der Zusammenfassung des Prü­
fergebnisses in der „Checkliste“ entspricht. Die dort hand­
schriftlich angebrachten Änderungen sind in dem Beobach- 
tungs- und Feststellungsbericht nicht enthalten.

Eine strafrechtliche Bewertung des Sachverhalts konnte al­
lein aufgrund des übersandten Vorgangs nicht vorgenom­
men werden, weil diesem für die Beurteilung des Sachver- 
halts wesentliche Informationen nicht zu entnehmen sind. 
So lässt der Vorgang nicht erkennen, wer an seiner Erstel­
lung mitwirkte, werin welcher Funktion die handschriftlichen 
Änderungen vornahm, wer in welcher Weise über das Er­
gebnis der Prüfung unterrichtet und welches Ergebnis inso­
weit mitgeteilt wurde. Ohne diese Informationen lässt sich 
die Frage, ob im Zusammenhang mit der Anbringung der 
handschriftlichen Änderungen zureichende tatsächliche An­
haltspunkte für die Verwirklichung eines Straftatbestandes, 
insbesondere einer Urkundenfälschung gemäß §267 StGB, 
vorliegen, nicht beantworten, denn es liegt die Annahme 
nahe, dass die handschriftlichen Änderungen im Rahmen 
üblicher dienstinterner Abläufe durch eine hierzu befugte 
Person, z.B. einen Vorgesetzten, vorgenommen wurden.

Der hiesige Dezernent übersandte dem Leiter der Direktion 
Kriminalität des Polizeipräsidiums Hagen deshalb am 29. 
April 2025 per E-Mail einen Katalog mit Fragen zur Ergän­
zung des zur Prüfung unterbreiteten Sachverhalts. Der Lei­
ter der Direktion Kriminalität des Polizeipräsidiums Hagen 
leitete diesen Fragenkatalog in Absprache mit dem hiesigen

Seite 10 von 13



Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

Dezernenten an den Leiter der Direktion Kriminalität des Po- Seite 11 von 13
lizeipräsidiums Wuppertal weiter, da nur dort die für die Be­
antwortung der Fragen benötigten Erkenntnisse vorliegen 
sollen. Eine Antwort ist bislang nicht eingegangen.

Von einer Übersendung des Vorgangs an das Landgericht 
Wuppertal hat der hiesige Dezernent bislang mit Blick auf 
dessen Klassifizierung als „VS - Nur für den Dienstge­
brauch “ abgesehen. Er hat aber bei dem Leiter der Direktion 
Kriminalität des Polizeipräsidiums Hagen am 29. April 2025 
per E-Mail angefragt, ob aus polizeilicher Sicht Bedenken 
dagegen bestehen, den Vorgang dem Landgericht zur Ver­
fügung zu stellen. Diese Anfrage wurde zuständigkeitshal­
ber an das Landeskriminalamt NRW weitergeleitet. Eine 
Antwort ist hier bislang nicht eingegangen. Sollten von poli­
zeilicher Seite Einwände nicht erhoben werden, wird der 
Vorgang dem Landgericht zur Kenntnisnahme übersandt 
werden.

Ergänzend hat der Leitende Oberstaatsanwalt in Wuppertal dem Ministe­

rium der Justiz am 8. Mai 2025 im Wesentlichen Folgendes berichtet:

I.

Der Leiter der Direktion Kriminalität des Polizeipräsidiums 
Hagen erklärte mit E-Mail vom heutigen Tag, aus polizeili­
cher Sicht bestünden keine Bedenken gegen eine offene 
Übersendung des Vorgangs an das Landgericht Wuppertal. 
Der hiesige Dezernent wird den Vorgang deshalb nunmehr 
dem Landgericht Wuppertal zur Kenntnisnahme zuleiten.

Mit derselben E-Mail übermittelte der Leiter der Direktion 
Kriminalität des Polizeipräsidiums Hagen überdies die Ant­
worten des Polizeipräsidiums Wuppertal auf die dorthin mit 
E-Mail vom 29. April 2025 übermittelten Fragen.

Das Polizeipräsidium Wuppertal erteilte im Wesentlichen 
folgende Auskünfte:
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Bei dem zur strafrechtlichen Bewertung an die hiesige Be­
hörde übermittelten Vorgang handele es sich um einen 
„Prüffall Politisch Motivierte Kriminalität (PMK)“. Derartige 
Prüffälle würden zur Früherkennung von Radikalisierungen 
und Anschlagsvorbereitungen angelegt. Zugriff auf diese 
Vorgänge hätten grundsätzlich nur die Staatsschutzdienst­
stellen der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen. Die 
Vorgänge verblieben bei den zuständigen Staatsschutz­
dienststellen. In Einzelfällen erfolge ein Erkenntnisaus­
tausch mit anderen Dienststellen.

Bei der Bearbeitung eines Prüffalls führe zunächst eine un­
terstützende Dienststelle Recherchen durch und nehme 
eine vorläufige Bewertung des Sachverhalts vor. Anschlie­
ßend werde der Vorgang der zuständigen Staatsschutz­
dienststelle übergeben, die den Sach verhalt unter Einbezie­
hung aller sonstigen dort vorliegenden Erkenntnisse ab­
schließend bewerte und dabei erforderlichenfalls auch die 
von der unterstützenden Dienststelle abgegebene vorläu­
fige Bewertung ändere.

Bei der maschinenschriftlich abgefassten Zusammenfas­
sung des Prüfungsergebnisses in dem hier in Rede stehen­
den Vorgang handele es sich um die vorläufige Bewertung 
des Sachverhalts durch die unterstützende Dienststelle. Die 
Bewertung sei durch eine Regierungsbeschäftigte verfasst 
worden, die nur oberflächlich über den Sachverhalt infor­
miert gewesen und deshalb unzutreffend davon ausgegan­
gen sei, die in der Wohnung im zweiten Obergeschoss des 
durchsuchten Hauses aufgefundenen Bücher aus der Zeit 
des Nationalsozialismus seien sowohl dem Angeklagten als 
auch seinem Vater zuzuordnen.

Die auf dieser unzutreffenden Annahme beruhende Ein­
schätzung, bei dem Angeklagten liege eine tiefe Verbun­
denheit mit rechtem Gedankengut vor, sei nach der Über­
gabe des Vorgangs an die zuständige Staatsschutzdienst­
stelle durch die dortige Sachbearbeiterin handschriftlich kor-
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rigieti worden. Eine Korrektur der entsprechenden Passa­
gen in dem Beobachtungs- und Feststellungsbericht sei da­
bei versehentlich unterblieben.

Zur Unterrichtung der anfragenden Mordkommission über 
das Prüfungsergebnis habe die Sachbearbeiterin der 
Staatsschutzdienststelle ein für die Ermittlungsakte be­
stimmtes Word-Dokument gefertigt, ausgedruckt und bei ei­
ner Besprechung der Mordkommission übergeben. Dieses 
Dokument habe nunmehr indes nicht mehr aufgefunden 
werden können.

II.

Soweit die mit dem Bezugsbericht angesprochene Auswer­
tung der Datenträger unterblieben und dies meinem Dezer­
nenten zunächst unbemerkt geblieben ist, habe ich dies 
zum Gegenstand einer kritischen und eingehenden Erörte­
rung mit meinem Dezernenten und dem Polizeipräsidenten 
gemacht. Eine vertiefte Bewertung und Nachbereitung der 
Ermittlungen habe ich mit dem Polizeipräsidenten für die 
Zeit nach Abschluss des Strafverfahrens vereinbart.
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Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat dem Ministerium der Justiz 

in ihren Randberichten vom 8. und 9. Mai 2025 mitgeteilt, gegen die 

staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung keine Bedenken zu haben.“


